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Region

Eigentlich war das Zürcher
Unterland nördlich des Hügel-
zugs Lägern Anfang 2015 als
Standortregion vomTisch.Denn
damals gab dieNationale Genos-
senschaft für die Lagerung ra-
dioaktiver Abfälle (Nagra) be-
kannt, dass sie diese Region als
Endlagerstandort nicht weiter
untersuchen wolle.

Der Grund: Der Ort, wo es im
Untergrund genügend Platz für
das Lager hätte, liege eher zu tief.
Der Bau der Lagerkavernen im
Opalinuston sei dort unten zwar
machbar, technisch aber an-
spruchsvollerwegen des grösse-
renDrucks. Sowären zusätzliche
Stützbauten im Tongestein nö-
tig. Diesen Nachteil sah das Eid-

genössischeNuklearsicherheits-
inspektorat (Ensi) damals zwar
auch, doch verlangte die Atom-
aufsichtsbehörde weitere Daten
dazu. Diese liegen nun vor, wie
die Nagra am Dienstag an einer
Online-Medieninformationmit-
geteilt hat.Man sei «positiv über-
rascht», sagte ein Nagra-Vertre-
ter über diese Daten.

Vor Gletschern schützen
So sei die bautechnische Mach-
barkeit des Lagers bis in eineTie-
fe von rund 1000 Metern doch
besser als anfänglich gedacht.
Die Nagra sei diesbezüglich zu-
erst vorsichtiger gewesen. Die in
den Tiefbohrungen durchge-
führten Messungen hätten nun

aber gezeigt, dass das Gestein
auch in einer so grossen Tiefe
«fest genug» sei – trotz des hö-
heren Drucks. Eine gewisse Tie-
fe ist nötig, damit das Endlager
von den Gletschern einer künf-
tigen Eiszeit nicht freigelegt
wird.

Aargauer Bözberg, Zürcher
Weinland oder Zürcher Unter-
land nördlich der Lägern: In rund
zwei Jahren will die Nagra be-
kannt geben, welche der drei
Standortregionen sich am bes-
ten für den Bau des Endlagers
eignet. Bis dahin werden noch
einige Tiefbohrungen in die Ge-
steinsschichten durchgeführt.
Alle drei Regionen eignen sich
laut derNagra «sehr gut» für den

Bau des Lagers. Eine Rangliste
könne man aber noch nicht ver-
künden.

Es dauert noch Jahrzehnte
DerVergleich der Regionenwird
mittels 13 Kriterien durchge-
führt. Nach dem Standortvor-
schlag derNagra dauert es noch-
mals knapp zehn Jahre, bis der
Bundesrat und das Parlament
über den Endlagerstandort ent-
scheiden. Im Falle eines Referen-
dums kommt es zu einer Volks-
abstimmung. Etwa um das Jahr
2060 soll das Lager für hochra-
dioaktive Abfälle in Betrieb ge-
nommen werden.
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Nördlich Lägern für Atomendlager besser geeignet als gedacht
Endlager für radioaktive Abfälle In der Top drei der möglichen Standortregionen für das Schweizer Endlager
hat das Zürcher Unterland etwas Boden gut gemacht. Doch entschieden ist noch nichts.

Lagerhalle in Döttingen AG: Ein Teil der Bohrkerne aus den Tiefboh-
rungen der Nagra, präsentiert in hölzernen Schubladen. Foto: Nagra
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Ist es viel oder viel zu wenig? In
derFlughafenstadt diskutiertman
derzeit über eine Volksinitiative
der Grünliberalen. Dabei geht es
darum, ob sich Kloten mit min-
destens 600’000Frankenpro Jahr
an nachhaltigen Projekten und
entsprechenden Investitionen
dieser Art beteiligen soll oder
nicht.EndeMonat kommtdieVor-
lage zur Abstimmung.

Dass nun ganz Kloten darüber
befinden kann, ob nachhaltiges
Verhalten punkto Klima ganz
konkret mit Unterstützungsgel-
dern aus dem städtischen Bud-
get gefördert werden soll, lässt
Mats Rieder hoffen. Erwar lange
Jahre Ortsparteipräsident und
Fraktionschef der GLP im Stadt-
parlament. «Wirmüssen die un-
säglichen Diskussionen im Par-
lament beenden und endlich et-
was tun.»

Den Initiativ-Weg gehen,
weil das Parlament blockt
Inzwischenhat Rieder seinen Sitz
im Parlament jüngeren Mitstrei-
tern überlassen. Als Parteipräsi-
dent wie auch Fraktionschef hat
Roman Walt übernommen. Im
Sommer 2017 sassen beide noch
nebeneinander im Halbrund der
32-köpfigen Klotener Legislative
und hatten beschlossen, dass sie
mehr machen müssen, als im
Stadtparlament möglich ist.

Konkrete Massnahmen zum
Klimaschutz, fürmehrEnergieef-
fizienz und zur Förderung von
Projekten fielenmeist Sparmass-
nahmen zumOpfer im rechtsbür-
gerlich dominierten Rat der Klo-
tenerVolksvertreter. «Aberdie Be-
völkerung von Kloten hatte der
neuenEnergiestrategievomBun-
desrat ja zugestimmt», sagt Walt
und ärgert sich zugleich überden
Unwillen des Klotener Parla-
ments, mehr zu tun.

So wurde nämlich auch ein
Förderprogramm aus dem Bud-
get gekippt, das unter anderem
Unterstützung für energetische
Haussanierungen und die Instal-
lation von Solaranlagen auf Klo-
tener Dächern vorsah. Ausser-

dem stritt man sich über An-
strengungen zur Beibehaltung
des Labels «Energiestadt», wo-
gegen allen voran die FDP laut-
stark wetterte.

Kloten tut sich schwer
in Energiefragen
Das Energiestadt-Label hat Klo-
ten bislang doch nicht verloren,
denn es bildete sich daraufhin
eine städtische Energiekommis-
sion.Diese hat zuletzt einGesamt-
energiekonzept erarbeitet, das al-
lerdings noch keineWirkung hat,
da es zuerst noch abgesegnetwer-
den muss.

Rieder undWalt wollen etwas
Handfestes und lancierten mit

Unterstützung über die Grenzen
ihrer GLP hinaus die jetzt vorlie-
gende Volksinitiative «für ein
nachhaltiges Kloten». Statt nur
«schwammige Worte» haben sie
klare Forderungen und Ziele for-
muliert.

Bis 2035 jährlich 600’000
Franken für Nachhaltigkeit
So wollen sie, dass sich die Stadt
Kloten verpflichtet, jährlich min-
destens 600’000 Franken für
energiepolitische Ziele im Sinne
der Nachhaltigkeit auszugeben.
DerVersorgungmit erneuerbaren
Energien soll verstärkt gefördert
werden, ebenso die Ressourcen-
effizienz sowie die Reduktion des

CO2-Ausstosses,wo diesmöglich
ist.Dieses neue Förderprogramm
soll insgesamt über 15 Jahre bis
2035 laufen und fix im Budget
verankert sein, so die Forderung
der Initianten.

«Das soll ein Sockelbetrag
sein und als Anschub dienen»,
sagt Mats Rieder. Roman Walt
gibt zu verstehen: «Dieser Betrag
reicht nach unseren Berechnun-
gen aber nicht aus, um die Ener-
giewende zu schaffen.» So wie
Klotenmomentan unterwegs sei,
werdeman die Ziele des Bundes
nicht annähernd erreichen, kri-
tisierten die Initianten. Ihr Vor-
schlag soll ein Anfang sein auf
dem noch langen Weg bis letzt-

lich auch die Atomkraftwerke
spätestens 2050 vom Netz ge-
nommen werden.

Wieso denn genau steht in der
GLP-Initiative aber 600’000
Franken, fragt man sich. «Die
Grundideewar es, ein halbes Pro-
zent der durchschnittlichen
Steuereinnahmenvon Kloten da-
für einzusetzen», erklärt der jet-
zige Fraktionschef. Über die gan-
zen 15 Jahre wären das somit 9
Millionen als Förderbeitrag für
Nachhaltigkeit.

«Wir fordern nichts Unmögli-
ches. Dasmuss doch drinliegen»,
findet Rieder. Schliesslich habe
der Stadtrat ja in seiner Entwick-
lungsstrategie 2030 mit der lus-

tigenWimmelbild-Zeichnung als
Merksatz auch festgehalten,man
müsse «Potenziale nutzen». Ge-
nau dies verlange dievorliegende
Initiative und wolle die Energie-
wende mithilfe von Unterstüt-
zungsgeldern zügigvorantreiben.
Die Rede ist vonAnreizen für den
Einbau von Heizungen mit Erd-
sonden und Fotovoltaikanlagen
zur Stromgewinnung auf den
Dächern.

Gegenvorschlag vorhanden –
er wird aber hart kritisiert
Der städtischen Nachhaltigkeits-
initiative ist ein neuer Gegenvor-
schlag zur Seite gestellt worden.
Der erste,welcherdie GLPakzep-
tiert hätte, kamvomStadtrat und
hätte dieAbstimmungobsolet ge-
macht. Denn dann wäre die Ini-
tiative zurückgezogen worden.
Aber im Stadtparlament hatten
SVP, FDP und CVP im Mai dieses
Jahres dagegen opponiert.Diesel-
beAllianz brachte gegen denWil-
len der Initianten und allerMitte-
links-Parteien mit 17 zu 15 Stim-
men im Rat einen anderen
Gegenvorschlag ins Spiel.

Von Unterstützungsgeldern
steht nichts, und es wird im
Grundsatz lediglich verlangt,
dass Kloten in der Energie- und
Umweltpolitik auf «ökologische,
ökonomische und soziale Nach-
haltigkeit» setzt und mit einer
Energiekommission eine Ge-
samtenergiestrategie erarbeitet.
Punkto Ressourceneffizienz und
CO2-Reduktion soll der Stadt-
rat explizit auch Innovation und
technischen Fortschritt berück-
sichtigen, heisst es, und dafür
weiter «alle vier Jahre einen Rah-
menkredit beantragen». Zahlen
fehlen in diesem komplett.

Aus Sicht der Initianten ist die-
serGegenvorschlag bloss «heisse
Luft». FürWalt ist klar, dass die-
serGegenvorschlag nichts bringt,
was nicht eh schon klar ist. «Es ist
ja logisch,dasswir auf Innovation
setzenmüssen, alles anderewäre
blöd.» Das letzte Wort haben die
Stimmberechtigten der Flugha-
fenstadt.Am 29. November stim-
men sie überdie Initiative «fürein
nachhaltiges Kloten» ab.

600’000 Franken jährlich
fürmehr Nachhaltigkeit gefordert
Volksinitiative in Kloten Konkrete Anreize schaffen, statt nur über Klimaziele reden:
Für ein «nachhaltiges Kloten» soll die Flughafenstadt bis 2035 ein Mindestmass an Unterstützung auszahlen.

Die GLP-Initianten Mats Rieder (links) und Roman Walt halten ihre Nachhaltigkeitsideale hoch. Foto: Sibylle Meier


